
den Agenturen und Einrichtungen vorzuschlagen und ent-
sprechende Bestimmungen in künftige Vorschläge betref-
fend die Schaffung solcher Agenturen und Einrichtungen
aufzunehmen. Sie verpflichten sich, die notwendigen
Rechtsakte rasch zu verabschieden.

2. Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommis-
sion fordern die Organe und Einrichtungen, die nicht
unter die Bestimmungen von Nummer 1 fallen, auf,
interne Regelungen über den Zugang der Öffentlichkeit
zu Dokumenten zu beschließen, die den Grundsätzen
und Einschränkungen in dieser Verordnung Rechnung
tragen.

(Dieser Text ersetzt, zusammen mit Abänderung 87, die am 16. November 2000
angenommenen Abänderungen 11, 57 und 59)

Kompromissabänderung 119
Titel und Überschriften

Die am 16. November 2000 angenommenen Abänderun-
gen 1, 23, 35, 38, 42, 47, 49 und 52 sind hinfällig.

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates betreffend den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten
des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission (KOM(2000) 30 � C5-0057/2000 �

2000/0032(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

� in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat
(KOM(2000) 30) (1),

� gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 255 Absatz 2 des EG-Vertrags, auf deren Grundlage ihm
der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C5-0057/2000),

� gestützt auf Artikel 67 seiner Geschäftsordnung,

� in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für die Freiheiten und Rechte der Bürger, Justiz und innere
Angelegenheiten sowie der Stellungnahmen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten,
Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik, des Ausschusses für Haushalts-
kontrolle, des Ausschusses für Recht und Binnenmarkt, des Ausschusses für Kultur, Jugend, Bildung,
Medien und Sport, des Ausschusses für konstitutionelle Fragen und des Petitionsausschusses (A5-0318/
2000),

1. billigt den so abgeänderten Vorschlag der Kommission;

2. verlangt, erneut befasst zu werden, falls die Kommission beabsichtigt, diesen Vorschlag entscheidend
zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission zu über-
mitteln.

(1) ABl. C 177 E vom 27.6.2000, S. 70.
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